Beitrags- und Geschäftsordnung
in der Fassung laut Beschluss der Jahreshauptversammlung am 04.02.2019
ersetzt die Fassung vom 03.02.2014
1.    Die Mitglieder sind zur Zahlung eines Jahresbeitrages verpflichtet, der sich wie folgt staffelt:

1.1  ordentliche Mitglieder







    20,- Euro

1.2  außerordentliche Mitglieder






    20,- Euro

1.3  Auszubildende, Studenten sowie Bundesfreiwilligendienst Leistende und

Teilnehmer am Freiwilligen Sozialen Jahr 




      8,- Euro

1.4
Ehrenmitglieder







             beitragsfrei

1.5 soweit die Beitragszahlungen für das Mitglied mit unverhältnismäßigem Aufwand verbunden sind, beispielsweise bei Auslandsüberweisungen, kann in beiderseitigem Einverständnis der Schriftverkehr zwischen VEH und Mitglied weitestgehend auf elektronischen Informationsaustausch umgestellt werden und die laufende Beitragszahlung durch einmalige Zahlung des dreifachen Mitgliedsbeitrags auf 10 Jahre abgelöst werden,
1.6 mit Stellung eines Aufnahmeantrages haben Mitglieder gemäß Ziffer 1.3 einmalig mit Schulabgang die Wahlfreiheit auf drei Jahre den Schriftverkehr zwischen VEH und Mitglied weitestgehend auf elektronischen Informationsaustausch zu reduzieren, um für diese Zeit beitragsfrei gestellt zu werden,
1.7 Der Vorstand ist berechtigt, aus besonderen Gründen eine Beitragsbefreiung zu gewähren.
2.
Die angegebenen Beiträge sind Mindestbeiträge und können nach eigenem Ermessen überschritten werden.
3.
Die Beiträge sind jeweils zu Beginn eines Geschäftsjahres im Voraus zu entrichten, und zwar spätestens bis zum 30.06. des jeweiligen Geschäftsjahres.
3.1
Nach Ablauf dieser Zeit ergeht eine kostenfreie Mahnung.
3.2
Für jede weitere Mahnung wird eine Mahngebühr in Höhe von 2,50 Euro nebst Porto zuzüglich zum ausstehenden Mitgliedsbeitrag erhoben.
3.3
Sollte der Beitrag ein Monat nach Erhalt der zweiten Mahnung nicht auf dem Vereinskonto eingegangen sein, kann das gerichtliche Mahnverfahren eingeleitet werden.
4.
Bei Verweigerung der Beitragszahlung kann der Vorstand den Ausschluss des betreffenden Mitglieds unter den Voraussetzungen des § 8 Abs. 4 der Satzung beschließen. 
4.1
Dieser Ausschluss befreit nicht von der Zahlung des Beitragsrückstandes nebst der aufgelaufenen Kosten.
5.
Die Mitglieder sind verpflichtet jede Adressenänderung unverzüglich dem Verein anzuzeigen.
5.1
Die Kosten für die Adressenermittlung werden dem betreffenden Mitglied in Rechnung gestellt.

6.
Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der Vor-gaben der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des Bundesdatenschutz-gesetzes (BDSG) personenbezogene Daten über persönliche und sachliche Verhältnisse der Mitglieder im Verein verarbeitet.

Soweit die in den jeweiligen Vorschriften beschriebenen Voraussetzungen vorliegen, hat jedes Vereinsmitglied insbesondere die folgenden Rechte:

•
das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DS-GVO,

•
das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DS-GVO,

•
das Recht auf Löschung nach Artikel 17 DS-GVO,

•
das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 DS-GVO,

•
das Recht auf Datenübertragbarkeit nach Artikel 20 DS-GVO und

•
das Widerspruchsrecht nach Artikel 21 DS-GVO. 

Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen ist es untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem jeweiligen Aufgaben-erfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch über das Ausscheiden der oben genannten Personen aus dem Verein hinaus.

7.
Diese Beitragsordnung tritt erstmals für das Geschäftsjahr 2019 in Kraft.
7.1
Sie verlängert sich jeweils um ein Jahr, wenn nicht in der Jahreshauptversammlung eine Änderung beschlossen wird.
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